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3. Instanz

Datum -

Der Beschluss des Senats vom 26. August 2014 wird aufgehoben.Â 

Die Beschwerde der Antragstellerin gegen den Beschluss des Sozialgerichts
Darmstadt vom 2. Juli 2014 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu erstatten.

GrÃ¼nde

Die am 1. August 2014 beim Hessischen Landessozialgericht eingegangene
Beschwerde der Antragstellerin mit dem (sinngemÃ¤Ã�en) Antrag,

den Beschluss des Sozialgerichts Darmstadt vom 2. Juli 2014 aufzuheben und die
Antragsgegnerin im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes vorlÃ¤ufig und
vorbehaltlich einer Folgeverordnung auch Ã¼ber den 14. Juli 2014 hinaus â�� bis
zur rechtskrÃ¤ftigen Entscheidung in der Hauptsache â�� zu verpflichten, der
Antragstellerin gemÃ¤Ã� dem Inhalt entsprechender Ã¤rztlicher Verordnungen
hÃ¤usliche Krankenpflege Ã¼ber 24 Stunden an 7 Tagen in der Woche in Form
spezieller Krankenbeobachtung ab Antragstellung zu gewÃ¤hren,
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ist zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet. Der Beschluss des Senats vom 26. August 2014
ist daher aufzuheben und die Beschwerde zurÃ¼ckzuweisen.

Der Erlass einer einstweiligen Anordnung in Form der Regelungsanordnung
gemÃ¤Ã� Â§ 86b Abs. 2 Satz 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) setzt voraus, dass eine
solche Regelung zur Abwendung wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint, d.h., dass
dem Antragsteller ohne eine entsprechende Regelung schwere und unzumutbare
Nachteile entstehen, sodass ihm das Abwarten der Entscheidung in der Hauptsache
nicht zugemutet werden kann (Anordnungsgrund) und ihm aufgrund der glaubhaft
gemachten Tatsachen bei PrÃ¼fung der Rechtslage ein materiell-rechtlicher
Anspruch auf die begehrte Handlung bzw. Unterlassung zusteht
(Anordnungsanspruch). Sowohl Anordnungsanspruch als auch Anordnungsgrund
sind gemÃ¤Ã� Â§ 920 Abs. 2 der Zivilprozessordnung (ZPO) i.V.m. Â§ 86b Abs. 2
Satz 4 SGG glaubhaft zu machen. Die Glaubhaftmachung bezieht sich auf die
reduzierte PrÃ¼fungsdichte und die nur eine Ã¼berwiegende Wahrscheinlichkeit
erfordernde Ã�berzeugungsgewissheit fÃ¼r die tatsÃ¤chlichen Voraussetzungen
des Anordnungsanspruchs und des Anordnungsgrundes (Keller in: Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, Kommentar, 11. Auflage 2014, Â§ 86b, Rdnrn. 16b
f.). Anordnungsanspruch und Anordnungsgrund stehen dabei nicht isoliert
nebeneinander. Vielmehr verhalten sich beide in einer Wechselbeziehung
zueinander, nach der die Anforderungen an den Anordnungsanspruch mit
zunehmender EilbedÃ¼rftigkeit bzw. Schwere des drohenden Nachteils (dem
Anordnungsgrund) zu verringern sind und umgekehrt. Anordnungsanspruch und
Anordnungsgrund bilden nÃ¤mlich aufgrund ihres funktionalen Zusammenhangs ein
bewegliches System (Hessisches Landessozialgericht, BeschlÃ¼sse vom 21.
Dezember 2009, L 4 KA 77/09 B ER â�� juris -; vom 21. MÃ¤rz 2013, L 1 KR 32/13 B
ER; Keller, a.a.O., Â§ 86b Rn. 27 ff. m.w.N.). WÃ¤re eine Klage in der Hauptsache
offensichtlich unzulÃ¤ssig oder unbegrÃ¼ndet, so ist der Antrag auf Erlass einer
einstweiligen Anordnung ohne RÃ¼cksicht auf den Anordnungsgrund
grundsÃ¤tzlich abzulehnen, weil ein schÃ¼tzenswertes Recht nicht vorhanden ist.
WÃ¤re eine Klage in der Hauptsache dagegen offensichtlich begrÃ¼ndet, so
vermindern sich die Anforderungen an den Anordnungsgrund, auch wenn in diesem
Fall nicht gÃ¤nzlich auf einen solchen verzichtet werden kann. Bei offenem Ausgang
des Hauptsacheverfahrens, wenn etwa eine vollstÃ¤ndige AufklÃ¤rung der Sach-
oder Rechtslage im einstweiligen Rechtsschutz nicht mÃ¶glich ist, hat das Gericht
im Wege einer FolgenabwÃ¤gung zu entscheiden, welchem Beteiligten ein
Abwarten der Entscheidung in der Hauptsache eher zuzumuten ist.Â 

Unter BerÃ¼cksichtigung dieser GrundsÃ¤tze sind die Voraussetzungen zum Erlass
einer einstweiligen Anordnung nach Vorlage des vorlÃ¤ufigen Phoniatrischen und
Hals-Nasen-Ohren-Ã¤rztlichen Gutachtens von Prof. Dr. D. (Klinik der Hals-Nasen-
Ohrenheilkunde Klinikum der Goethe-UniversitÃ¤t Frankfurt am Main) vom 7. Januar
2015 nach stationÃ¤rer Untersuchung der Antragstellerin nicht (mehr) gegeben.

Nach Â§ 37 Abs. 2 Satz 1 1. Hs. FÃ¼nftes Buch Sozialgesetzbuch â�� Gesetzliche
Krankenversicherung â�� (SGB V) erhalten Versicherte in ihrem Haushalt oder ihrer
Familie als hÃ¤usliche Krankenpflege Behandlungspflege, wenn sie zur Sicherung
des Ziels der Ã¤rztlichen Behandlung erforderlich ist (sog.
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Behandlungssicherungspflege). Der krankenversicherungsrechtliche Anspruch auf
hÃ¤usliche Krankenpflege in Form der Behandlungssicherungspflege besteht neben
dem Anspruch auf Leistungen bei hÃ¤uslicher Pflege aus der sozialen
Pflegeversicherung. Zur Behandlungssicherungspflege gehÃ¶ren alle
PflegemaÃ�nahmen, die nur durch eine bestimmte Krankheit verursacht werden,
speziell auf den Krankheitszustand des Versicherten ausgerichtet sind und dazu
beitragen, die Krankheit zu heilen, ihre Verschlimmerung zu verhÃ¼ten oder
Krankheitsbeschwerden zu verhindern oder zu lindern, wobei diese MaÃ�nahmen
typischerweise nicht von einem Arzt, sondern von Vertretern medizinischer
Hilfsberufe oder auch von Laien erbracht werden (BSG, Urteil vom 10. November
2005, B 3 KR 38/04 R). Die Beobachtung eines Versicherten durch eine medizinische
Fachkraft wird grundsÃ¤tzlich auch von dem Anspruch auf
Behandlungssicherungspflege erfasst, wenn diese wegen der Gefahr von ggf.
lebensgefÃ¤hrdenden Komplikationen jederzeit einsatzbereit sein muss (vgl. hierzu
BSG, Urteil vom 10. November 2005, B 3 KR 38/04 R).Â 

Von der medizinischen Erforderlichkeit einer solchen Behandlungssicherungspflege
kann aufgrund der vorliegenden Gutachten von Dr. E. und Prof. Dr. D. nicht (mehr)
ausgegangen werden.

Im Verfahren S 8 KR 653/13 hat Dr. E. (Facharzt fÃ¼r Allgemeinmedizin, Facharzt
fÃ¼r Physikalische und Rehabilitative Medizin, Sozialmedizin, Betriebsmedizin,
Sportmedizin und Geriatrie) bereits unter dem 20. Januar 2014 ein Gutachten nach
Untersuchung der Antragstellerin erstellt und darin eine 24-stÃ¼ndige
Behandlungspflege fÃ¼r nicht notwendig eingeschÃ¤tzt. Er hat allerdings
ausgefÃ¼hrt, dass eine organische Ursache der beschriebenen funktionellen
Auswirkungen der bronchialen Symptomatik der Antragstellerin (vermehrte
Schleimproduktion, unzureichendes Abhusten) letztendlich nicht geklÃ¤rt sei.
Erforderlich seien eine Hals-Nasen-Ohren-Ã¤rztliche Diagnostik, eine logopÃ¤dische
Schluckdiagnostik mit endoskopischer Untersuchung des Schluckaktes nebst einer
neurologischen und ggf. auch einer bronchoskopischen Untersuchung. Ob eine
Behandlungspflege fÃ¼r 24 Stunden tÃ¤glich erforderlich sei, kÃ¶nne erst nach
Abschluss dieser Diagnostik eindeutig beantwortet werden. Im Rahmen der
AnhÃ¶rung in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem Sozialgericht am 25. August
2014 in den Verfahren S 8 KR 653/13, S 8 KR 99/14, S 8 KR 276/14, S 8 KR 449/14
und S 8 KR 450/14 (Verordnungszeitraum: 29. April 2013 bis 14. Juli 2014) hat Dr. E.
ferner ausgefÃ¼hrt, dass auch nach der Vorlage weiterer Befundberichte â��
insbesondere Ã¼ber die endoskopische Untersuchung des Schluckaktes und die
computertomografische Untersuchung des Brustkorbes â�� keine organische
Ursache dafÃ¼r erkennbar ist, wegen derer bei der Antragstellerin regelmÃ¤Ã�ig
eine Absaugung durch die LuftrÃ¶hre (d.h. auch unterhalb des Kehlkopfes) erfolgen
mÃ¼sse. Die bislang erfolgten Absaugungen dÃ¼rften ausschlieÃ�lich den Mund-
und Rachenbereich betroffen haben. Im Ã�brigen sei eine Absaugung der Lunge nur
unter entsprechenden begleitenden medizinischen SicherheitsmaÃ�nahmen
(Intubationsbereitschaft, Reanimationsbereitschaft, Vorhandensein einer
Sauerstoffabligation) durchzufÃ¼hren. Es sei weiterhin diagnostisch nicht
abgeklÃ¤rt, in welchem Umfang eine SchluckstÃ¶rung vorliege, welche Ursachen
sie habe und wie sie zu behandeln sei.Â 
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Die daraufhin vom Senat veranlasste Begutachtung durch Prof. Dr. D. (Klinik der
Hals-Nasen-Ohrenheilkunde Klinikum der Goethe-UniversitÃ¤t Frankfurt am Main)
nach Untersuchung der Antragstellerin hat ausweislich des vorlÃ¤ufigen
Phoniatrischen und Hals-Nasen-Ohren-Ã¤rztlichen Gutachtens vom 7. Januar 2015
ergeben, dass die Antragstellerin keine nennenswerte bzw. therapierelevante
oropharyngeale SchluckstÃ¶rung aufweist. Die apparative Dysphargiediagnostik hat
nach den gutachterlichen AusfÃ¼hrungen auch keinen Hinweis auf Sekret in der
MundhÃ¶hle, des Oropharynx (Mundrachenraumes) oder aber des Hypopharynx
(unterer Rachenraum) bzw. des Kehlkopfes ergeben, welches eine Absaugung
rechtfertigen kÃ¶nnte. Da ausweislich des Gutachtens keine SchluckstÃ¶rung
vorliegt, ist weder ersichtlich noch glaubhaft gemacht, dass eine Krankenpflege
oder Krankenbeobachtung aus medizinischen GrÃ¼nden erforderlich ist.

Entgegen der Auffassung der Antragstellerin steht der Verwertung dieses
vorlÃ¤ufigen Gutachtens auch nicht entgegen, dass die Untersuchung von PD Dr. F.
durchgefÃ¼hrt worden ist. GemÃ¤Ã� Â§ 407a Abs. 2 Satz 1 Zivilprozessordnung
(ZPO) ist ein SachverstÃ¤ndiger zwar nicht befugt, den Auftrag auf einen anderen
zu Ã¼bertragen. Soweit er sich der Mitarbeit einer anderen Person bedient, hat er
diese namhaft zu machen und den Umfang ihrer TÃ¤tigkeit anzugeben, falls es sich
nicht um Hilfsdienste von untergeordneter Bedeutung handelt, Â§ 407a Abs. 2 Satz
1 ZPO. Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts muss der
SachverstÃ¤ndige die zentralen Aufgaben der Begutachtung selbst erbringen.
Inwieweit die DurchfÃ¼hrung der persÃ¶nlichen Untersuchung zum
unverzichtbaren Kern der vom Gutachter selbst zu leistenden TÃ¤tigkeit zÃ¤hlt,
hÃ¤ngt von den UmstÃ¤nden des Einzelfalls ab. Bei psychologischen und
psychiatrischen Gutachten muss der SachverstÃ¤ndige die persÃ¶nliche Begegnung
mit dem Probanden und das explorierende GesprÃ¤ch im wesentlichen Umfang
selbst durchfÃ¼hren. Je stÃ¤rker die Begutachtung auf objektivierbare und
dokumentierbare organmedizinische Befunde bezogen ist, umso eher ist hingegen
die Einbeziehung von Mitarbeitern mÃ¶glich. Der SachverstÃ¤ndige muss aber die
wissenschaftliche Auswertung der Erhebung selbst durchfÃ¼hren oder zumindest in
vollem Umfang nachprÃ¼fen. Eine bloÃ�e PlausibilitÃ¤tsprÃ¼fung genÃ¼gt nicht
(BSG, Beschluss vom 17. April 2013, B 9 V 36/12 B; Keller in: Meyer-Ladewig /Keller/
Leitherer, SGG, Kommentar, 11. Aufl., Â§ 118 Rn. 11h). Bei einer phoniatrischen und
Hals-Nasen-Ohren-Ã¤rztlichen Untersuchung werden vorrangig objektivierbare und
dokumentierbare organmedizinische Befunde erhoben. Daher konnte Prof. Dr. D.
die insoweit fachlich ausgewiesene PD Dr. F. mit der DurchfÃ¼hrung der
Untersuchung beauftragen. Ferner ist nicht erkennbar, dass Prof. Dr. D. lediglich
eine bloÃ�e â�� nicht genÃ¼gende â�� PlausibilitÃ¤tsprÃ¼fung vorgenommen hat.

DarÃ¼ber hinaus steht der Verwertbarkeit des vorlÃ¤ufigen Gutachtens nicht
entgegen, dass die Untersuchung der Antragstellerin nicht Ã¼ber eine Dauer von
24 Stunden erfolgt ist. Die Beweisanordnung war auf eine stationÃ¤re Untersuchung
der Antragstellerin â��bis zu 2 Tagenâ�� gerichtet. Damit sollte nicht die Dauer der
Untersuchung der Antragstellerin vorgegeben, sondern vielmehr dem
SachverstÃ¤ndigen ermÃ¶glicht werden, bei Bedarf eine entsprechend
umfangreiche Untersuchung durchzufÃ¼hren.Â 
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Im Rahmen der vorzunehmenden InteressenabwÃ¤gung fÃ¼hrt die aktuelle
Sachlage zu dem Ergebnis, dass die begehrte Behandlungspflege nicht mehr
vorlÃ¤ufig zu gewÃ¤hren ist. Aufgrund der vorliegenden Gutachten ist nunmehr
davon auszugehen, dass hieraus keine relevante gesundheitliche GefÃ¤hrdung fÃ¼r
die Antragstellerin resultiert. Damit wiegen die Interessen der
Versichertengemeinschaft, keine unnÃ¶tigen Leistungen mit erheblichen
monatlichen Kosten vorlÃ¤ufig erbringen zu mÃ¼ssen, schwerer als das â�� nicht
glaubhaft beeintrÃ¤chtigte â�� Recht der Antragstellerin auf Leben und
kÃ¶rperlicher Unversehrtheit.

Dieser Beschluss ist gemÃ¤Ã� Â§ 177 SGG unanfechtbar.

Erstellt am: 04.01.2022

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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